
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 2 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  10.02.25 

 19:30 Uhr bis 21:25 Uhr 

im Rathaus in Meißenheim    

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder  

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann  

Andreas Gauch  

Martin Heimburger entschuldigt 

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli entschuldigt 

Bodo Lange  

Jasmin Lehmann  

Sven Leuthner  

Christian Maurer ab 20.30 Uhr 

Paul Santo  

Gerald Sensenbrenner  

Hugo Wingert  

 
die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer  

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 
die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Patricia Hess Rechnungsamtsleiterin  

Franziska Reiff Bauamtsleiterin 

Hartmut Schröder Hauptamtsleiter  
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Zuhörer 17  

Presse 3  

Bürgermeister A. Schröder eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsge-
mäß erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

Keine Wortmeldungen 

2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 20.01.25 

Gemeinderat Paul Santo regt an, dass die Protokolle vom 09.12.24 und 20.01.25 noch über die 
homepage der Gemeinde veröffentlicht werden sollten.  

Der Gemeinderat genehmigt bei einer Enthaltung das Protokoll der Sitzung vom 20.01.25 

3. Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 20.01.25 gefass-
ten Beschlüsse 

Verbesserung der ärztlichen Versorgung 

Derzeit sind bereits 6.000 Stellen für Hausärzte nicht besetzbar. Mehr als 1/3 der Landkreise 
in Deutschland wird bis zum Jahr 2035 hausärztlich unterversorgt sein. Das Büro dostal und 
Partner bietet die Beratung zur Gründung und zum Betrieb von medizinischen Versorgungs-
zentren in kommunaler Trägerschaft an. Zunächst wurde der Bedarf analysiert um ggf. zur 
Gründung und zum Betrieb eines MVZ zu kommen. In den vergangenen Monaten wurden Ge-
spräche mit der Ärzteschaft geführt. 

Der Gemeinderat beauftragt … die Firma Dostal mit dem Modul 2 –, der Beratung zur Sicher-
stellung der ärztlichen Versorgung. 

4. 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Schmidtenbühn als Be-
bauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB 

 Beschluss zur Aufstellung des B-Plans nach § 2 Abs. 1 BauGB im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB 

 Vorstellung und Billigung des Planentwurfs 

 Beschluss zur Veröffentlichung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

Zur Sitzung wurde Frau Ing. Fischer eingeladen, welche den Entwurf für die Änderung des 
Bebauungsplans erläutert. Der Bebauungsplan Schmidtenbühn wurde 2019 rechtskräftig. Bei 
der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Schmidtenbühn handelt es sich um 
einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB.   

Die Bebauungsplanänderung dient dem Erhalt, der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Da hier die Zufahrt einer bereits überplanten aber noch nicht vollständig bebauten Fläche 
optimiert wird und keine neue Fläche zusätzlich ausgewiesen wird, wird damit die Innenent-
wicklung gestärkt und einer Außenentwicklung entgegengewirkt.  
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Der Geltungsbereich der 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Schmidtenbühn 
umfasst ca. 0,47 ha. Die Grundflächenzahl bleibt für das Flst.-Nr. 59 unverändert, so dass sich 
hier keine zusätzliche Grundfläche ergibt.  

Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird nicht beeinträchtigt, 
da die Zufahrtssituation für den bestehenden Gewerbebetrieb optimiert wird. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan hatte im südöstlichen Bereich der Flst.-Nr. 59 des beste-
henden Gewerbetriebes eine öffentliche Grünfläche ausgewiesen. Die Zufahrtssituation für 
den metallverarbeitenden Betrieb war schon zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungs-
planes nicht befriedigend. Mit der Erweiterung des Betriebes und dem geplanten Neubau ei-
ner Halle, wurde die Situation neu betrachtet. Mit dem Abbruch eines Gebäudeteiles kann die 
Zufahrtssituation und damit Anlieferung verbessert werden. Hierzu fand im April 2024 ein 
Vororttermin mit Vertretern der Straßenbaubehörde, Straßenmeisterei, Polizei sowie planen-
den Ingenieurbüros und der Gemeinde Meißenheim statt. Bei diesem Termin wurde auch un-
ter Einbeziehung des Regierungspräsidiums Freiburg / Abteilung Straßenbau eine Lösung ge-
funden, die jetzt durch die Änderung des Bebauungsplans planungsrechtlich gesichert wer-
den soll. 

Für die Anlieferung und Abholung der ansässigen Firma, die täglich 2-3-mal mit LKWs erfolgt, 
soll eine neue Zufahrt auf der Höhe der vorhandenen Mittelinsel geschaffen werden. In die-
sem Zusammenhang soll auch das Ortsdurchfahrtsschild südlich des Feuerwehrgebäudes ver-
legt werden, da auch die Feuerwehr bereits eine Ein- und Ausfahrt auf die L 118 hat.  

Voraussetzung ist, dass die neue Zufahrt für den metallverarbeitenden Betrieb nur als Einfahrt 
genutzt wird und die Ausfahrt über die "Schillerstraße" erfolgt. Hierfür wird im Zeichnerischen 
Teil eine Zufahrt von der Lahrer Straße aus festgesetzt und die bisher ausgewiesene öffentli-
che Grünfläche reduziert. Das Baufenster wird im südlichen Bereich gemäß der vorliegenden 
Planung zurückgenommen, um Platz für die Zufahrt zu schaffen. Des Weiteren wird im Zeich-
nerischen Teil die Ausfahrt in die Schillerstraße festgesetzt.  

Das dem Betrieb zugeordnete Wohnhaus auf dem Flst.-Nr. 59/2 war im angrenzenden Bebau-
ungsplan bisher als Dorfgebiet ausgewiesen, was hinsichtlich der tatsächlichen Nutzung nicht 
mehr zutrifft und soll jetzt in den Bebauungsplan Schmidtenbühn einbezogen und als Misch-
gebiet ausgewiesen werden.  

Damit erhöht sich für das Flst.-Nr. 59/2 die GRZ von 0,4 auf 0,6 und es ergibt sich eine zusätz-
liche Grundfläche von ca. 116 m², die aber weit unter dem Schwellenwert von 20.000 m² nach 
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB liegt. Die Nutzungszone 2 bleibt mit Ausnahme der Dachneigung un-
verändert. Die Dachneigung wurde von 0° - 30° auf 0° - 40° erhöht, da sie damit auch die Dach-
neigung des Wohnhauses abbildet. 

Der Gemeinderat fasst einstimmig den Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans Schmidtenbühn als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung nach § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a BauGB, billigt den Planentwurf und 
beschließt die Veröffentlichung nach § 3 Abs. 2 BauGB. 
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5. Vergabe eines Baugrundstückes im Neubaugebiet Kleinfeldele III in Kürzell 
- 4. Vergaberunde 

In der 4. Vergaberunde im Baugebiet Kleinfeldele III wurden insgesamt 5 Bauplätze ausge-
schrieben. Drei Grundstücke sind bereits verkauft und für das Vierte wurde ein Notartermin 
zur Beurkundung vereinbart.  

Die Reservierung und der Verkauf des Grundstückes Flst. Nr. 5558 wurde bereits in der öffent-
lichen Gemeinderatssitzung am 22.07.2024 einstimmig beschlossen. Nach zweimaliger Reser-
vierungsfrist hat der Bewerber auf Ranglistenplatz Nr. 7 nun doch sein Kaufinteresse zurück-
gezogen. 

In dieser Vergaberunde gab es zwei Bewerber, die punktgleich auf dem Ranglistenplatz Nr. 8 
lagen. In der Gemeinderatssitzung am 22.07.2024 wurde öffentlich ein Los gezogen. Danach 
stimmte der Rat dieser Reservierung und den Verkauf an den Losgewinner zu und das Grund-
stück wurde an den entsprechenden veräußert. Der Losverlierer wurde über das Ergebnis in-
formiert und bekundete weiterhin Interesse am Kauf eines Bauplatzes im Baugebiet „Klein-
feldele III“. 

Nach Rückgabe des Grundstücks Flst. Nr. 5558 wurde der damalige Losverlierer über die mög-
liche Zuweisung dieses Bauplatzes informiert.  

Der Gemeinderat stimmt der Reservierung und dem Verkauf des folgenden 
Baugrundstückes gemäß den Vorgaben der Bauplatzvergaberichtlinie an den 
entsprechenden Bewerber gemäß Rangliste einstimmig zu: Rangliste 8 (Los-
verlierer), Flst. Nr. 5558 mit 457 m² zum Verkaufspreis von 118.820,00 € 

6. Bauanträge 

6.1. Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren für eine Nutzungsänderung einer 
Scheune / Stall in ein Zweifamilienhaus auf dem Flst. 136, Löhlegasse 10 in Kürzell 

Der Bauherr beantragt im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren die Nutzungsänderung 
einer Scheune / Stellgebäude in ein Zweifamilienhaus auf dem FlStNr. 136, Löhlegasse 10 in 
Kürzell.  

Die Baufläche liegt in keinem Bebauungsplan. Somit ist § 34 BauGB die Beurteilungsgrundlage 
für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Das Vorhaben ist zulässig, wenn es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 
gesichert ist. 

Das bestehende Gebäude, das umgenutzt wird, fügt sich mit seiner zweigeschossigen Bau-
weise in die umliegende Bebauung ein und ist aus Sicht der Gemeinde genehmigungsfähig. 

Der Antragsteller plant 4 Stellplätze im gekennzeichneten Bereich (Lageplan schwarz-weiß) 
sowie einen Stellplatz in der bestehenden Garage; somit ist die Stellplatzsatzung, die 1,5 Stell-
plätze je Wohneinheit vorsieht, eingehalten. 

Über das Einfügen entscheidet das Landratsamt Ortenaukreis im Einvernehmen mit der Ge-
meinde. 
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Der Gemeinderat leitet den Antrag zur Nutzungsänderung in ein Zweifamilien-
haus einstimmig positiv zur Genehmigung an das Landratsamt Ortenaukreis 
weiter und erteilt das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 

6.2. Antrag im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zur Errichtung eines Zweifamilien-
hauses mit Garage auf dem Flst. 2585, Joh. - Seb. - Bach - Str. 28 in Meißenheim 

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Zweifamilienhauses mit Garage zur Genehmi-
gung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück Nr. 2585, Johann – Sebas-
tian – Bach – Straße 28 in Meißenheim. Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Hellersgrund Teil B. 

 Die Zulässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach § 30 BauGB zu beurteilen. Das Vorha-
ben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist damit genehmi-
gungsfähig. 

Aus der Mitte des Gemeinderats wird gefragt, warum das Grundstück mehr als 20 Jahre nicht 
bebaut worden wäre. Ebenfalls aus der Mitte des Gemeinderats wird diese Frage beantwor-
tet, dass derzeit eine Bauverpflichtung in die Verträge aufgenommen werde. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter. 

7. Gemeinsamer Antrag der KWG und der Pro Liste zur Aufstellung von Leit-
linien zur Kommunalen Bürgerbeteiligung 

Drei Mitglieder des Gemeinderats haben der Verwaltung nach Ende der Sitzung des Gemein-
derats am 09.12.24 einen Antrag zur Beratung im Gemeinderat über die Aufstellung von Leit-
linien zur Bürgerbeteiligung übergeben.  

Der Antrag war den Sitzungsunterlagen beigefügt. Im Antrag ist der Zweck der Leitlinien wie 
folgt angegeben: Die Leitlinien sollen die Mitsprache der Bevölkerung sowie die Qualität von 
gesetzlich nicht vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren sicherstellen.  

Leitlinien für die Bürgerbeteiligung beschreiben grds. den Rahmen, an dem sich konkrete Be-
teiligungsprojekte in der Gemeinde orientieren sollen, die über die gesetzlich festgelegte Be-
teiligung der Bevölkerung hinausgehen. Die darin formulierten Kriterien sind der Maßstab für 
Beteiligungsverfahren.  

Als Beispiele für derartige Leitlinien sind die öffentlich zugänglichen Dokumente der Städte 
Heidelberg, Bonn und Wuppertal beigefügt.  

Gemeinderat Sven Leuthner informiert die Anwesenden, dass er einen Entwurf für die Ausfor-
mulierung der Leitlinien an die Verwaltung und an die Mitglieder des Gremiums überlassen 
hätte. Gemeinderat Paul Santo erläutert den Vorschlag. Insbesondere soll es nicht zu einem 
Aufbau von Bürokratie kommen, sondern es sollte durch die Beteiligung der Bevölkerung zu 
einer Beschleunigung des Verfahrens kommen. 

Gemeinderätin Sabine Fischer hält die Verabschiedung von Richtlinien nicht geeignet um die 
Bevölkerung zu einer verstärkten Beteiligung an der Willensbildung der Gremien zu animie-
ren. 
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Gemeinderat Paul Santo begründet den Vorschlag weiterhin damit, dass es nicht lediglich um 
Information der Bevölkerung gehen sollte, sondern darum die Bevölkerung vor einer Ent-
scheidung der Gremien in die Entscheidungsfindung einzubeziehen.  

um 20.30 Uhr erscheint Gemeinderat Christian Maurer zur Sitzung 

Der Gemeinderat lehnt bei drei Ja Stimmen, einer Enthaltung und 9 Nein Stim-
men den Antrag ab, Leitlinien zur Bürgerbeteiligung zu verabschieden.  

8. Vorschlag zur Bildung eines beratenden Finanzausschusses 

In der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 09.12.2024 wurde im Rahmen der Beratungen 
zum Haushaltsplan 2025 aus den Reihen des Gremiums die Bildung eines Finanzausschusses 
angeregt. 

Gemäß § 39 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO) können die Beschlussfassung über die Haus-
haltssatzung, die Feststellung der Jahresabschlüsse und des Gesamtabschlusses, die Wirt-
schaftspläne und die Feststellung des Jahresabschlusses von Sondervermögen (§ 39 Abs. 2 
Nr. 14 GemO) nicht auf einen beschließenden Ausschuss übertragen werden. 

Es kommt die Bildung eines beratenden Ausschusses gem. § 41 GemO in Betracht. Die Mitglie-
der werden aus der Mitte des Gemeinderats bestellt. Es können auch sachkundige Einwohner 
berufen werden, deren Zahl darf die der Gemeinderäte nicht erreichen. Den Vorsitz führt der 
Bürgermeister. 

Gemeinderat Klaus Fuhrmann erläutert seinen Vorschlag. Der Ausschuss sollte die einzelnen 
Positionen des Haushalts vertieft untersuchen mit dem Ziel die finanzielle Situation zu verbes-
sern. Er schlägt vor, Experten aus der Bevölkerung zu beteiligen. Als Beispiele nennt er den 
Betrieb der Kindergärten, die Personalkosten der Gemeinde und auch das Thema Tageseltern.  

Gemeinderat Paul Santo weist darauf hin, dass insbesondere die Konsolidierung des Haus-
halts erforderlich wäre. Gemeinderat Sven Kirner und Gemeinderätin Sabine Fischer sehen die 
Möglichkeit, dass aus dem Gremium heraus bestimmte Positionen definiert werden, die ver-
tieft mit dem Gremium betrachtet werden sollten. 

Bürgermeister A. Schröder nimmt die Äußerung von Gemeinderat Klaus Fuhrmann auf, der 
den Antrag vor der Abstimmung zurücknimmt.   

9. Info über Tageseltern 

Nach der Sitzung des Gemeinderats am 09.12.24 hat Gemeinderat Klaus Fuhrmann angeregt, 
den Gemeinderat über die Inanspruchnahme von Tageseltern zu informieren. Herr Fuhrmann 
erläutert seinen Vorschlag, dass eine Vertreterin der Diakonie im Gremium zum Thema infor-
mieren sollte.  

Aus der Mitte des Gremiums wird vorgeschlagen, über die homepage und ggf. über soziale 
Medien auf die Möglichkeit zur Inanspruchnahme von Tageseltern hinzuweisen.  

Bürgermeister A. Schröder regt an einen Infoabend mit Frau Knäble oder Frau Junker durch-
zuführen. Gemeinderat Klaus Fuhrmann regt an, Tagesmütter mit einer Investitionshilfe von 
z.B. 1.000 € zu fördern.  

Die Kontaktdaten der Diakonie werden über die homepage der Gemeinde veröffentlicht.  
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10. Verschiedenes 

a. Die Anwesenden werden über den Stand des Ausbaus mit Glasfaser informiert. Die 
DGF plant den Ausbau im öffentlichen Bereich in den Osterferien abzuschließen. 

b. Bürgermeister A. Schröder dankt den Verantwortlichen und Helfern für die Organisa-
tion und Durchführung des 33-jährigen Jubiläums der Narrenzunft Riddl-Schdägge Kür-
zell.  

11. Frageviertelstunde 

Eine Zuhörerin möchte wissen, ob der Gemeinderat es nicht noch einmal überdenken wolle, 
Leitlinien zur Bürgerbeteiligung zu verabschieden. Insbesondere, wie z.B. Jugendliche er-
reicht werden können.  

Gemeinderat Sven Kirner regt an, ggf. digital einen Kummerkasten einzurichten.  

Eine weitere Zuhörerin informiert darüber, dass es sich bei dem Antrag zur Verabschiedung 
von Leitlinien zur Bürgerbeteiligung nicht um einen Antrag der Liste Pro gehandelt hätte, son-
dern um einen Antrag von Gemeinderat Santo und Gemeinderat Fuhrmann und anderen. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer 

 
 
Alexander Schröder, Bürgermeister 

 
 
Hartmut Schröder 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 

 


